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sourcen. Ebenfalls im Juni 2018 hat die Bundesregierung die 
Einsetzung der Kommission „Wachstum, Strukturwandel und 
Beschäftigung“, die sog. Kohlekommission beschlossen. Im 
Abschlussbericht wurde der Kohleausstieg auf das Jahr 2038 
und zahlreiche Ausgleichsmaßnahmen für die betroffenen 
Braunkohlereviere festgehalten. 
 
In beiden Berichten wird die Ansiedlung von Bundesbehörden 
als geeignete Maßnahme angesehen. Der vbob fordert bei al-
len notwendigen Überlegungen zur Unterstützung vom Struk-
turwandel betroffener Regionen, die zukünftige Handlungsfä-
higkeit der Behörden im Auge zu behalten und mit Augenmaß 
vorzugehen. Für eine erfolgreiche Neuansiedlung bedarf es 
darüber hinaus neuer Stellen und guter Rahmenbedingungen 
für die Beschäftigten vor Ort.

Wenn im Deutschen Bundestag von der Haushaltswoche die 
Rede ist, geht es weniger um Kochen, Putzen oder Waschen; 
es geht um Geld und Stellen. Die Bundesregierung setzt mit 
ihrem Haushaltsentwurf die Prioritäten für das Handeln der 
Behörden. Die Politiker verteilen die zur Verfügung stehenden 
Mittel des Bundeshaushalts und statten die Ressorts für das 
kommende Jahr mit den finanziellen und personellen Ressour-
cen aus. Ohne Bundeshaushalt kein staatliches Handeln und 
damit kein Planen und ordnungsgemäßes Umsetzen der über-
tragenen gesetzlichen Aufgaben.

Für Gewerkschaften sind die Haushaltsverhandlungen des-
halb ein zentrales Thema, um den vertieften Dialog mit der 
Politik zu suchen. Es ist nicht immer einfach, einen Termin mit 
den Abgeordneten des Deutschen Bundestages zu vereinba-
ren. In den bereits gut gefüllten Terminkalendern der MdBs 
Martin Gerster, Thomas Jurk, Johannes Kahrs, Eckhard Reh-
berg und Markus Uhl konnte bereits ein Zeitfenster für den 
vbob gefunden werden. Sämtliche Parlamentarier zeigten  
sich durchweg interessiert und offen für die vorgetragenen 
Anliegen.

Dieses Interesse am Dialog mit den Vertretern des vbob und 
diese Offenheit für die Anliegen der Bundesbeschäftigten 
wünsche ich mir bei allen für die Bundesverwaltung verant-
wortlichen Stellen.

Liebe Leserinnen, liebe Leser, 
der Sommer ist für dieses Jahr unwiderruflich beendet. Ich 
wünsche Ihnen einen goldenen Herbst.  
 
Der vbob wird die Zeit nutzen, um Ihre Themen vom Besol-
dungsstrukturenmodernisierungsgesetz über den Bundes-
haushalt bis hin zur Wochenarbeitszeit der Beamtinnen und 
Beamten weiterzuverfolgen.

Mit freundlichen Grüßen 
 
Ihre

 < Editorial 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

„Es war einmal“, so beginnen viele Märchen der Gebrüder 
Grimm. Auch eine deutsche Wiedervereinigung erschien zu 
Beginn des Jahres 1989 noch wie ein Märchen. Die zunehmen-
de Unzufriedenheit mit den politischen Eliten, die Unfähigkeit 
der SED Reformen umzusetzen, trieb die Menschen in der DDR 
im Herbst jedoch zehn- und hunderttausendfach auf die Stra-
ße. Sie forderten Meinungs- und Reisefreiheit und freie Wah-
len. Zur gleichen Zeit wanderten viele DDR-Bürgerinnen und 
-Bürger in den Westen ab. Die friedliche Revolution in der  
DDR verlief erfolgreich. Sie führte zum Mauerfall am 9. No-
vember 1989 und mündete am 3. Oktober 1990 schließlich  
in der Wiedervereinigung Deutschlands. Der Mauerfall verän-
derte das Leben und Lebenspläne vieler Menschen und er ver-
änderte den vbob. Die Erweiterung des Organisationsbereichs 
zunächst durch die Zusammenarbeit mit dem Verband der 
 Beschäftigten der oberen Verwaltungsbehörden in der DDR 
(VBOVB) und schließlich die Gründung von vbob Fachgruppen 
vor Ort rundeten das Bild des vbob ab.

Die wirtschaftliche Basis der DDR sollte beginnend mit  
der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion ab dem 1. Juli 
1990 erneuert werden. Die Einführung der sozialen Markt-
wirtschaft und die Privatisierung der volkseigenen Betriebe 
führten zu einem tief greifenden Wandel, in dessen Zuge  
viele Arbeitsplätze abgebaut wurden. Das Bild der östlichen 
Bundesländer hat sich seither erheblich geändert und heute 
sprechen wir bundesweit über die Herstellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse. 

Die aktuelle Bundesregierung hat im Juni 2018 gar eine  
gleichnamige Kommission eingerichtet, deren Abschlussbe-
richt und Maßnahmenkatalog vorliegt. Die Regionen Deutsch-
lands unterscheiden sich – in ihrer Infrastruktur, wirtschaftli-
chen Struktur und ihren Rahmenbedingungen für Wachstum. 
Die Bundesregierung plant eine gerechte Verteilung von Res-
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30 Jahre friedliche Revolution

Die Welt hielt den Atem an
Es gibt Ereignisse, an die man sich sein Leben lang 
erinnert. Man weiß genau, was man zu diesem 
Zeitpunkt gerade tat oder wo man sich aufhielt. 
Der Mauerfall 1989 ist für viele Menschen ein 
solches Ereignis. Mit der Grenzöffnung am 
9. November ebnete die friedliche Revolution 
der Menschen in der DDR den Weg zur Wieder-
vereinigung Deutschlands.

1989 war politisch gesehen 
unbestritten das Jahr mit gro-
ßen Veränderungen in der DDR 
und dem Ostblock. Ein knappes 
Jahr reichte auch den Bürger-
innen und Bürgern aus, um das 
SED-Regime in der DDR in die 
Knie zu zwingen. Spätestens 
mit dem Abbau der Grenze 
zwischen Ungarn und Öster-
reich wurde der Eiserne Vor-
hang durchlässiger. 

Viele DDR-Bürger nutzten  
diese Möglichkeit und setzen 
sich in den Westen ab. Die Bil-
der aus der Prager Botschaft 
haben ebenfalls heute noch 
viele vor Augen. Das gilt eben-
so für die Leipziger Montags-
demons trationen. Besonders 
eindrucksvoll – die rasend 
steigende Teilnehmerzahl im 
Oktober 1989. Demonstrierten 
am 2. Oktober 20 000 Men-
schen, so waren drei Wochen 
später bereits 300 000 De-
monstranten auf den Straßen 
Leipzigs. Der überwiegend 
friedliche Protest verbreitete 
sich im gesamten Land. Auch 
in Dresden, Frankfurt/Oder, 
Karl-Marx-Stadt, Magdeburg, 
Schwerin und Zwickau, um 
nur einige zu nennen, demons-
trierten Zehntausende für ih-
ren Wunsch nach Reformen. 
In Berlin auf dem Alexander-
platz fanden sich schließlich 

mehr als 500 000 ein. Der Ruf 
nach Freiheit und Demokratie 
verbreitete sich unaufhaltsam, 
die politische Wende war nicht 
mehr aufzuhalten.

< „Wir sind das Volk!“

Bereits im November 1989 
hatte Bundeskanzler Helmut 
Kohl dem Deutschen Bundes-
tag einen Zehn-Punkte-Plan 
zur Angliederung der DDR an 
die Bundesrepublik, mit dem 
Ziel der „Wiedergewinnung 
der staatlichen Einheit 
Deutschlands“ vorgestellt. 
Anfang Dezember 1989 tritt 
das Politbüro des ZK der SED 
nach massiven Protesten ge-
schlossen zurück. Die DDR- 
Bürger fordern freie Wahlen 
– und mehr. Der Ausruf „Wir 
sind das Volk!“ wird zum 
Schlagwort auf dem Weg zur 
Wiedervereinigung. In den 
Volkskammerwahlen am 
18. März 1990 ist es dann 
so weit, die Bürgerinnen und 
Bürger der DDR dürfen ihre 
Regierung frei wählen.

In der Folge wird der Ruf nach 
der Einheit Deutschlands 
lauter. Auch immer mehr Poli- 
tiker beider Staaten fordern 
den Beitritt der DDR zur Bun-
desrepublik Deutschland. 
Am 5. Mai 1990 begannen in 
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Bonn die sogenannten „Zwei-
plus-Vier-Gespräche“ und am 
1. Juli 1990 trat die Währungs-, 
Wirtschafts- und Sozialunion 
in Kraft. Der Einigungsvertrag 
für den Beitritt der DDR wird 
am 31. August 1990 von Bun-
desinnenminister Wolfgang 
Schäuble und DDR-Staatsse-
kretär Günter Krause unter-
zeichnet. Die Volkskammer 
der DDR und der Deutsche 
Bundestag stimmten dem 
Vertrag am 20. September zu. 
Am 24. September 1990 ver-
lässt die DDR den Warschauer 
Pakt, am 2. Oktober wird 
die Volkskammer aufgelöst.  
Das offizielles Datum des Tages 
der Deutschen Einheit ist der 
3. Oktober 1990, der landes-
weit von der Bevölkerung 
gefeiert wird. 

Bundespräsident Richard 
von Weizsäcker verkündet 
zu diesem Anlass:  
„Die Einheit Deutschlands ist 
vollendet. Wir sind uns unserer 
Verantwortung vor Gott und 
den Menschen bewusst. Wir 
wollen in einem vereinten 
Europa dem Frieden der Welt 
dienen.“

< Forderung nach 
freien Gewerkschaften 

Parallel zu dem Geschehen 
auf der politischen Bühne fan-
den zahlreiche Aktivitäten 
auf der gewerkschaftlichen 
Ebene statt. Der vbob hat die 
Entwicklung in der DDR von 
Beginn an mit großem Interes-
se verfolgt. Bereits Anfang 
1990 wurden die ersten Kon-
takte geknüpft. Mit dem Freien 
Deutschen Gewerkschafts-
bund (FDGB) gab es im Osten 
eine zentralistisch und hierar-
chisch geführte Gewerkschaft. 
 
In den Gesprächen lag das 
Augenmerk daher darauf, die 
Vorstellungen von freien, un-
abhängigen und demokratisch 
organisierten Vereinigungen 
darzustellen. Nicht von oben 
herab, wie Kurt Kleff, der Bun-
desvorsitzende des vbob stets 
hervorhob, sondern als Hilfe 
und zur Unterstützung beim 

Aufbau demokratischer Ge-
werkschaften in der DDR.

Am 24. Februar 1990 trafen 
sich in Berlin rund 500 Teilneh-
merinnen und Teilnehmer 
beim Gründungskongress des 
Interessenverbandes „Beam-
tenbund in der DDR“. Der Bun-
desvorsitzende des Deutschen 
Beamtenbundes, Werner 
Hagedorn, Gast der Veranstal-
tung, erklärte, dass man keine 
weisen Ratschläge geben, son-
dern die Gemeinsamkeiten he-
rausarbeiten wolle und den In-
teressenverband bei seiner 
Arbeit unterstützen werde. 
Mit dem Engagement für einen 
starken leistungsfähigen öf-
fentlichen Dienst, für Verfas-
sungstreue und Rechtsstaat-
lichkeit werden die gleichen 
Ziele verfolgt. Schnell wuchs 
der IBB auf 100 000 Mitglieder 
an, obwohl sich der Verband 
seinerzeit in höchstem Maße 
unsachlicher Kritik von DGB 
und FDGB ausgesetzt war.

< Die Zusammenarbeit 
beginnt

Auch die Mitgliedsverbände 
des Deutschen Beamtenbun-
des waren nicht untätig und 
haben mit Berufskolleginnen 
und -kollegen in der DDR ent-
sprechende DBB-Organisatio-
nen gegründet. Am 11. April 
hat sich der Verband der Be-
schäftigten der oberen Verwal-
tungsbehörden in der DDR 
(VBOVB) gegründet. Am Grün-
dungstag konnte der VBOVB 
bereits 600 Mitglieder ver-
zeichnen. Organisiert wurden 
die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter in den Zentralverwal-

tungen der DDR. VBOB und 
VBOVB hatten von Beginn an 
eine enge Zusammenarbeit 
vereinbart. 

Wie der VBOB Mitgliedsver-
band des DBB, so war der 
VBOVB mit dem IBB verbunden 
und mehrere seiner Vorstands-
mitglieder waren auch im Vor-
stand des Interessenverbandes 
tätig.  
 
Der Vorsitzende des geschäfts-
führenden Vorstandes, Peter 
Klopfer, erklärte: 
„Es geht darum, mit leistungs-
fähigen und leistungswilligen 
Mitarbeitern, für die ein Beam-
tenstatus angestrebt wird, 
den demokratisch erneuerten 
Staat zu verwalten und dafür 
die gesetzlichen Grundlagen 
zu schaffen.“

Der VBOB hat den VBOVB 
kollegial und materiell bei dem 
organisatorischen Ausbau des 
Verbandes und der Arbeit der 
Fachgruppen unterstützt. 
Zwischen den beiden Verbän-
den entwickelte sich eine viel-
seitige Zusammenarbeit, aber 
auch die fachbezogenen Kon-
takte zwischen den Behörden 
wurden aktiv begleitet. 

Die Bewährungsprobe für den 
VBOVB lag besonders in den 
zu erwartenden großen Verän-
derungen durch den Umbau 
der Verwaltung, das notwen-
dige Umdenken, neue Arbeits-
inhalte und -prozesse. Thema 
auch für den VBOB. So forderte 
Kurt Kleff: „Die Grundsatzent-
scheidung über die Struktur des 
künftigen öffentlichen Dienst-
rechts in der DDR muss im Inter-

esse einer möglichst baldigen 
Zusammenführung beider 
deutscher Staaten umgehend 
getroffen werden, auch um 
stabile Rechtsverhältnisse – 
nicht nur aus Sicht der Beschäf-
tigten – zu schaffen.“ 
Der VBOB gab die nachstehen-
de Erklärung zur deutschen 
Einheit ab (Foto Seite 6).

Im Zusammenhang mit der 
deutschen Einheit entbrannte 
im VBOB frühzeitig die Diskus-
sion um die Hauptstadtfrage. 
Sie stand für viele Kolleginnen 
und Kollegen in Bonn und Ber-
lin im Einigungsprozess, auf-
grund der persönlichen Betrof-
fenheit, selbstverständlich an 
erster Stelle. Entschieden wur-
de sie im August 1990 im Eini-
gungsvertrag, der Berlin als 
Hauptstadt bestimmte. Zahl- 
und Umfangreich waren die 
Fragen und Sorgen der Mitglie-
der, die schon frühzeitig an den 
VBOB herangetragen wurden. 
Die Entscheidung der Verfas-
sungsorgane über deren 
Standort werde der VBOB 
respektieren, werde sich nach 
der Entscheidung jedoch dazu 
positionieren und Beteili-
gungsrechte in Anspruch neh-
men. Unabhängig davon, 
welche Entscheidung getroffen 
werde, wies der VBOB auf die 
große organisatorische Her-
ausforderung, die Neustruktu-
rierung der Bundesregierung, 
die Integration der DDR-Minis-
terialverwaltungen und sonsti-
gen zentralen Behörden hin. 

In seinen Gesprächen verwie-
sen die Vertreter des VBOB 
ebenfalls auf sich abzeichnen-
de Benachteiligungen von Be-
schäftigten in den DDR-Minis-
terien, die sich dem VBOVB 
oder anderen demokratischen 
Gewerkschaften angeschlos-
sen hatten. In den Verwaltun-
gen herrschten weiterhin noch 
die alten Strukturen des FDGB. 
Dieses führte zu Nachteilen 
beim aktuellen Abbau der Per-
sonalüberhänge in den Verwal-
tungen. Die Intervention des 
VBOB war eine hilfreiche Un-
terstützung der Beschäftigten, 
die sich bereits frühzeitig für 

 < Historisches Treffen: die geschäftsführenden Vorstände von VBOVB 
und VBOB bei ihrer ersten gemeinsamen Sitzung am 19. Mai 1990 
in Berlin. Kurt Kleff (Mitte) der Bundesvorsitzende des VBOB, rechts 
neben ihm P. Klopfer, Vorsitzender des VBOVB.
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die Demokratisierung und den 
politischen Pluralismus in der 
DDR ausgesprochen hatten.

Die Zusammenarbeit zwischen 
dem VBOB und dem VBOVB 
gestaltete sich positiv. Die Vor-
stände beider Vereinigungen 
trafen sich im Mai 1990 in Ber-
lin. Neben der Vereinbarung 
der materiellen und sachlichen 
Unterstützung wurden die 
zahlreichen inhaltlichen be-
rufspolitischen Fragestellun-
gen erörtert.

Die Überlegungen zur deut-
schen Einheit und den damit 
verbundenen berufspolitischen 
Fragen waren im Sommer 
1990 seit Monaten das beherr-
schendes Thema der gewerk-
schaftlichen Arbeit. Somit 
standen sie auch im Mittel-
punkt der Sitzung des Bundes-
hauptvorstandes des VBOB im 
Juni 1990. Eingeladen war auch 
der Vorsitzende des VBOVB, 
Peter Klopfer, der die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer über 
die Probleme der Mitglieder 
seines Verbandes informierte. 
Insbesondere die bestehenden 
Personalüberhänge, die abge-
baut oder umgeschichtet wer-
den müssten, um effiziente 
Verwaltungsstrukturen zu er-
reichen, beschäftigten den 
VBOVB.  
 
Dringenden Regelungsbedarf 
sah Klopfer in einem nach frei-
heitlichen und demokratischen 
Grundsätzen ausgerichteten 
Personalvertretungsgesetz. 

< Verschmelzung 
zu einem Verband

Ein wegweisender Meilenstein 
für den VBOB war der 1. Au-
gust 1990. Um den Willen zur 
deutschen Einheit zu demonst-
rieren und aus verbandspoli-
tisch organisatorischen Grün-
den sind ab diesem Zeitpunkt 
die Mitglieder des VBOVB 
Vollmitglieder im VBOB. Vor-
ausgegangen waren gründ-
liche Verhandlungen mit den 
Vorständen der Bezirksgruppe 
Berlin des VBOB und dem 
VBOVB sowie einer intensiven 

Diskussion im Bundeshaupt-
vorstand.

Der VBOVB ist seit seiner 
Gründung im April auf rund 
1 700 Mitglieder angewach-
sen. In den 16 DDR-Ministerien 
und zentralen Stellen waren 
bereits Fachgruppen gebildet. 
Daneben gab es in weiteren 
Ministerien Einzelmitglieder. 
Der VBOVB blieb trotz der 

neuerlichen Entwicklung zu-
nächst bestehen und war für 
die besonderen Belange der 
Mitglieder in der DDR zustän-
dig. Er sollte so lange bestehen 
bleiben, bis die besonderen 
Themen im dienstrechtlichen 
sowie organisatorischen Be-
reich abschließend geregelt 
wären. Erhalten blieb auch die 
Bezirksgruppe Berlin – der Zu-
sammenschluss der einzelnen 

Mitglieder aus den Bundes-
behörden in Berlin. Die berufs-
spezifischen Interessen der 
Bezirksgruppe und der Fach-
gruppen in der DDR waren sehr 
unterschiedlich. Trotz dieser 
Unterschiede arbeitete man 
eng zusammen, und dem un-
ermüdlichen Einsatz des Vor-
standes der Bezirksgruppe war 
es zu verdanken, dass sich der 
VBOVB schnell etablieren 
konnte.

< Der Umzug musste 
organisiert werden

Nachdem die Hauptstadtfrage 
im Einigungsvertrag geklärt 
war, ging es für die zahlreichen 
Mitglieder in der Bonner Minis-
terialverwaltung des VBOB um 
die Frage des Regierungs- und 
Parlamentssitzes. In der Ent-
schließung des Bundeshaupt-
vorstandes vom 1. Dezember 
1990 bekannte sich der VBOB 
zur Bundesstadt Bonn als 
Regierungssitz. 

Heute wissen wir, dass die 
Geschichte anders geschrieben 
wurde. Der VBOB reagierte 
mit Augenmaß und Verant-
wortungsbewusstsein. Die 
politische Entscheidung des 
Parlaments wurde akzeptiert, 
forderte jedoch für die Be-
schäftigten, dass die Belastun-
gen für die betroffenen Kolle-
ginnen und Kollegen bei einem 
Umzug nach Berlin abzufedern 
seien und selbstverständlich 
sozialverträgliche Lösungen 
vereinbart werden müssten. 

Die Probleme zur Verlagerung 
des Parlaments- und Regie-
rungssitzes von Bonn nach 
Berlin würden schwerwiegen-
de Folgen für die Region und 
die Betroffen haben und müss-
ten mit einem Gesetz geregelt 
werden. 

Seit Mitte 1990 waren viele 
Kolleginnen und Kollegen der 
Obersten und Oberen Bundes-
behörden mit Aufgaben im 
Zusammenhang mit der 
deutschen Einheit befasst. 
In vielen Bereichen ging es um 
das Auflösen und Abwickeln. 
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Die gesamten Ministerien wur-
den aufgelöst. Ehemals zentra-
le Verwaltungseinheiten wur-
den dezentralisiert. Andere Be- 
hörden wie beispielsweise 
der Wetterdienst mit seinen 
25 Außenstellen in der ehema-
ligen DDR mussten integriert 
werden. Behörden wie die 
Bundesvermögensverwaltung 
(heute Bundesanstalt für Im-
mobilienaufgaben) mussten 
mit einem hohen Personalbe-
darf neu aufgebaut werden. 

Viele Kolleginnen und Kollegen 
haben sich schon frühzeitig 
eingebracht und beim Aufbau 
einer auf rechtsstaatlichen 
Grundsätzen basierenden 
Verwaltung im neuen Bundes-
gebiet unterstützt. Erwähnt 
werden sollten aber auch die 
Beschäftigten, die durch ihren 
Leistungswillen die dadurch 
aufgetretenen Personaleng-
pässe aufgefangen haben. 
Der Aufbau einer gemeinsa-
men und funktionsfähigen 
gesamtdeutschen Bundesver-
waltung konnte nur gelingen, 
da viele der Beschäftigten aus 
Ost und West sich mit großem 
Engagement in die Herausfor-
derung „gestürzt“ haben. 

Im Folgenden berichtet der 
Ehrenvorsitzende des vbob, 
Hartwig Schmitt-Königsberg, 
über seine Erfahrungen am 
Beispiel des Statistischen 
Bundesamtes:
> Im Rahmen der Deutschen 

Einheit wurden die Mitglie-
der des FDGB (Freier Deut-
scher Gewerkschaftsbund) 
dem DGB zugeschrieben. In 
diesem Fall wurden die Sta-
tistiker, die dem FDGB ange-
hörten, ohne eigenes Zutun 
in die ÖTV überführt, die da-
durch stärkste Kraft wurde. 
Daneben gab es unter den 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern des StBA noch Mit-
glieder des VBOB, der damals 
noch selbstständigen DAG 
und von freien Listen.

> In der Zweigstelle (West-) 
Berlin gab es eine starke Be-
hördengruppe unter dem 
Dach der Bezirksgruppe Ber-
lin des VBOB. Der VBOB rühr-

te in Vorbereitung der ersten 
gemeinsamen Personalrats-
wahlen mit tatkräftiger Un-
terstützung der Fachgruppe 
im StBA Wiesbaden (Rudi 
Riedel) die Werbetrommel, 
führte gut besuchte Infor-
mationsveranstaltungen am 
Alexanderplatz durch und 
gewann durch Austritte aus 
der ÖTV schnell viele neue 
Mitglieder. 

> Um die Erfolgsaussichten 
bei den ersten Personalrats-
wahlen zu verbessern, wurde 
mit viel Überzeugungsarbeit 
eine gemeinsame VBOB-Liste 
gebildet, wobei die Listen-
plätze durchgängig im Wech-
sel mit Kandidatinnen bezie-
hungsweise Kandidaten aus 
der ehemaligen Zweigstelle 
Kurfürstenstraße und dem 
Statistischen Amt besetzt 
werden sollten, obwohl der 
Anteil der Mitglieder „Ost“ 
damals nur ungefähr ein 
Drittel betrug.  

> Dieser Vorschlag des Vor-
standes der Behördengruppe 
(Rosemarie Tillner, Hartwig 
Schmitt-Königsberg) wurde 
nach intensiven Diskussionen 
angenommen. Da sich die 
Mitglieder gegenseitig nur 
flüchtig bzw. noch nicht 
kannten, wählten bei dieser 
Wahl als Besonderheit die 
Mitglieder „West“ und „Ost“ 
jeweils die Kandidaten für 
„ihre“ Listenplätze.

> Der erhoffte Erfolg stellte 
sich ein: Der VBOB gewann 
diese Wahl und stellte mit 
Rosemarie Tillner die erste 
Personalratsvorsitzende und 
mit Hartwig Schmitt-Königs-
berg den Beamtensprecher 
und stellvertretenden Vorsit-
zenden des ÖPR.

Der schwierige Prozess des Zu-
sammenwachsens war auf ei-
nem guten Weg, da mussten 
die Kolleginnen und Kollegen 
erfahren, dass die Zweigstelle 
des StBA in Berlin als Kompen-
sation für den Umzug der Mi-
nisterien neben rund 20 weite-
ren Bundesbehörden nach 
Bonn verlagert werden sollte. 
Um sich Gehör gegenüber den 
Entscheidungsträgern für den 

Regierungsumzug zu verschaf-
fen, bildeten die Berliner Per-
sonalräte in den vom Umzug 
nach Bonn betroffenen Bun-
desoberbehörden eine Arbeits-
gruppe. 

< Das Berlin/Bonn-Gesetz

Im Berlin/Bonn-Gesetz (Langti-
tel: Gesetz zur Umsetzung des 
Beschlusses des Deutschen 
Bundestages vom 20. Juni 1991 
zur Vollendung der Einheit 
Deutschlands) regelte der 
Deutsche Bundestag unter an-
derem den Umzug von Parla-
ment und Teilen der Regierung 
von Bonn nach Berlin sowie 
den Umzug von Bundesbehör-
den und anderen Bundesein-
richtungen in die Bundesstadt 
Bonn. Es ist eine Folge des so-
genannten Hauptstadtbe-
schlusses vom 20. Juni 1991, in 
dem Berlin auch zum Regie-
rungssitz bestimmt wurde. 
Hauptstadt des vereinigten 

Deutschlands war Berlin be-
reits mit dem Einigungsvertrag 
zum 3. Oktober 1990 gewor-
den. Das Berlin/Bonn-Gesetz 
wurde am 26. April 1994 ver-
abschiedet. 

Das Berlin/Bonn-Gesetz legt 
fest, welche Bundesministeri-
en in die Bundeshauptstadt 
umziehen sollten. Zudem gibt 
es der Stadt Bonn Zusagen 
über den Erhalt des Politik-
standortes Bonn, für den „der 
größte Teil der Arbeitsplätze 
der Bundesministerien […] er-
halten bleibt" (§ 4 Abs. 4). Au-
ßerdem darf Bonn seit der 
Verkündung des Berlin/Bonn-
Gesetzes den deutschlandweit 
einmaligen Namenszusatz 
„Bundesstadt“ führen. 
Die Umsetzung des Berlin/
Bonn-Gesetzes erfolgte 
schrittweise. Den Höhepunkt 
erreichte der Umzug 1999 mit 
dem Wechsel des Bundestages 
in das Reichstagsgebäude in 
Berlin. Ebenfalls zu diesem 
Zeitpunkt wechselten zwei der 
über 20 Bundesbehörden aus 
Berlin und dem Rhein-Main-
Gebiet nach Bonn: der Bundes-
rechnungshof und das Bundes-
kartellamt. 

< Zur Stärke des VBOB 

Seit den Anfängen im Juni 
1951 ist der VBOB stetig ge-
wachsen. Von Bonn und seiner 
Ministerialverwaltung aus 
wuchs der Verband und erhielt 
Zuspruch bei den Beamtinnen 
und Beamten der nachgeord-
neten Geschäftsbereiche. Mit 
der Öffnung für die Arbeitneh-
mer 1974 wurde frühzeitig eine 
wegweisende Richtung einge-
schlagen. Die Herstellung der 
deutschen Einheit und Erwei-
terung des Organisationsbe-
reichs war eine weitere große 
Herausforderung, die von den 
Vertretern des VBOB und 
VBOVB, trotz einiger Aufs und 
Abs, letztendlich erfolgreich 
gemeistert wurde. Der Einsatz 
für eine leistungsfähige Bun-
desverwaltung und die Belan-
ge seiner Beschäftigten dauert 
an.

rb
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„Im Vorfeld der langen nicht 
absehbaren deutschen Ein-
heit gehörte ich der gemein-
samen Arbeitsgruppe aus 
Mitgliedern der Statistischen 
Zentral ver waltung und des 
Statistischen Bundesamtes 
(StBA) an. In Vorbereitung 
der Währungsunion sollten 
die beiden unterschiedlichen 
Systeme harmonisiert wer-
den. Das DDR-System sollte 
dem bundesdeutschen Sys-
tem angepasst werden und 
die Statistische Zentralver-
waltung wurde nach dem 
Vorbild des StBA neu organi-
siert und erhielt die Struktur 
des Pendants in Wiesbaden. 
In diesem Zuge erfolgte auch 
die Umbenennung in ,Statis-
tisches Amt der DDR‘“. 
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Besuch der dbb jugend berlin im Bundeskanzleramt
Am 6. August 2019 begrüßte das Bundeskanzleramt die Jugend des dbb berlin. Empfangen wurde 
die Gruppe herzlich vom Fachgruppenvorsitzenden des vbob Gewerkschaft Bundesbeschäftigte, 
Herrn Olaf Lüdtke.

Dieser begrüßte die Jugend 
im Namen der gesamten 
Fachgruppe des vbob im 
 Bundeskanzleramt, hob noch 
einmal die gute Zusammen-
arbeit mit der dbb Landesju-
gend im Vorfeld hervor und 

läutete mit ein paar Sätzen 
zum hohen Haus die Führung 
ein.

Das Kanzleramt liegt im so-
genannten Band des Bundes, 
der das vereinte und demo- 

kratische Deutschland wider-
spiegelt, und bietet eine außer-
gewöhnliche Atmosphäre – 
außerhalb wie innerhalb des 
Gebäudes. Im Gebäudekom-
plex wurde schnell die durch-
dachte Raumaufteilung in 
Verbindung mit deren Arbeits-
fähigkeit deutlich. Insbesonde-
re übermittelten der Bankett-
saal, die Pressezone und der 
Internationale Konferenzraum 
diesen Eindruck. Dazu findet 
sich auf der ersten Etage die 
Galerie der bisherigen Bundes-
kanzler.

Nach der Führung kam es zu 
einem Impulsevortrag zum 
Thema Digitalisierung im öf-
fentlichen Dienst – das Augen-

merk lag hier auf konkreten 
Projekten. Der stellvertretende 
Referatsleiter des Referats 
 Informationstechnik im Bun-
deskanzleramt, Herr Dr. Till 
Nierhoff, führte zum „Social 
Intranet“ aus.

Marcel Oehm, Landesjugend-
vorsitzender des dbb berlin, 
fasste abschließend nochmal 
die vielen Fragen zusammen 
und verwies auf die Bedeu-
tung, die wir als Jugend, aber 
auch als Gewerkschaften ins-
gesamt zur Mitgestaltung von 
hochpolitischen und zukunfts-
tragenden Themen haben.

Landesjugendleitung  
dbb berlin
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Im Dialog

Alle Räder stehen still …
… wenn der Deutsche Bundestag es will. Mit dem Bundeshaushalt legen die Abgeordneten fest, 
wie viel und wofür die Bundesregierung Geld ausgeben darf. Vor der Abstimmung zum Haushalt 
stehen die Beratung und Verhandlungen. In diesem Verfahren sind auch die Vertreter der Gewerk-
schaft Bundesbeschäftigte (vbob) für die Behörden der Bundesverwaltung aktiv. 

Unmittelbar nach der Som-
merpause tauchen die Abge-
ordneten mit der sogenannten 
Haushaltswoche wieder tief in 
das parlamentarische Gesche-
hen ein. Bundesfinanzminister 
Olaf Scholz stellte dem Deut-
schen Bundestag den Haus-
haltsplan für das kommende 
Jahr vor. Im siebten Jahr in Fol-
ge wiederum ein Haushalt der 
ohne neue Schulden aus-
kommt, sprich: die „schwarze 
Null“ schreibt. 

 < An Versprechen erinnern

Für den vbob eine weitere Ge-
legenheit, die Politiker an ihr 
offenes Versprechen zu erin-
nern. Die Gewerkschaft Bun-
desbeschäftigte fordert die 
Bundesregierung auf, Vertrau-
en und Glaubwürdigkeit wie-
derherzustellen und das The-
ma Wochenarbeitszeit nicht 
länger zu ignorieren. Die Be-
amtinnen und Beamten leis-
ten seit 2004 ihren Solidarbei-
trag zur Konsolidierung der 
Haushalte – eine Kompensati-
on für die Betroffenen erfolgte 
nicht. Es ist lange überfällig, 
das seinerzeitige Versprechen, 
die Arbeitszeiterhöhung nach 
erfolgter Konsolidierung zu-
rückzuführen, in die Tat um- 
zusetzen.

 < Neue Herausforde- 
rungen angehen

Die Arbeitszeitthematik be-
trifft alle Beamtinnen und Be-
amten des Bundes. Im Rahmen 
der Gespräche mit den Haus-
haltspolitikern heben die 
vbob Vertreter darüber hinaus 
konkrete Anliegen einzelner 
Behörden auf die Agenda. Häu-
fig treten die Fachgruppen an 

den Bundesvorstand heran 
und bitten um Unterstützung. 
Die aufgeworfenen Themen 
sind dabei sehr vielfältig. Spit-
zenreiter ist dabei eine ange-
messene, aufgabengerechte 
Personalausstattung. 

Aufgabenaufwüchse im Bun-
desamt für Justiz oder dem 
Eisenbahn-Bundesamt, die 
vielfältigen Herausforderun-
gen des digitalen Wandels für 
die Bundesakademie für öf-
fentliche Verwaltung als zen-
trale Bildungseinrichtung des 
Bundes, um nur einige Behör-
den zu nennen, bilden zurzeit 
die Schwerpunkte der Gesprä-
che.

Die Gewerkschaft Bundesbe-
schäftigte steht für eine leis-
tungsfähige und zukunftsori- 
entierte Bundesverwaltung – 
nachhaltig und sicher in die 
digitale Zukunft. Eine Voraus-

setzung dafür bilden ausrei-
chende personelle und finanzi-
elle Ressourcen der Behörden. 
Mit den Bundeshaushalten 
der letzten Jahre wurden be-
reits viele neue Stellen ausge-
bracht. 

Nach zwei Jahrzehnten linearer 
Stelleneinsparungen konnten 
dadurch einige der Versäum-
nisse im Personalhaushalt auf-
gefangen werden. Ein positives 
Signal waren und sind auch die 
neuen Stellen, um die sach-
grundlosen Befristungen zu 
beenden.

„Faktoren wie die demografi-
sche Entwicklung oder Aufga-
benzuwächse in verschiedens-
ten Bundesbehörden mahnen 
uns jedoch bereits jetzt, dass 
die Haushälter auf keinen Fall 
in alte Muster verfallen dür-
fen“, erkläre die Vorsitzende 
der Gewerkschaft Bundesbe-
schäftigte, Rita Berning, an-
lässlich der zahlreichen Ge-
spräche mit Politikern und 
Behördenvertretern. 

Die kommenden Haushalte 
werden zeigen, ob die Abge-
ordneten des Deutschen Bun-
destages tatsächlich aus der 
Vergangenheit gelernt haben. 
Die Bundesverwaltung muss 
leistungsfähig und zukunfts-

 < Die Gespräche mit den Haushältern Johannes Kahrs (MdB) …
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 < … Martin Gerster (MdB) und …
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 < Pensionärstreffen

Die Pensionäre und Rentner(innen) der Bonner Bundesbehörden 
treffen sich jeden 1. Dienstag im Monat um 14 Uhr im Casino des 
Bundesministeriums des Innern, Graurheindorfer Straße 198, 
53117 Bonn.

Der nächste Termin:   5. November (mit Vortrag der 
„Compass“-Pflegeberatung)

Die Kölner Ruheständler (Fachgruppe 23) des vbob Stammtisches 
treffen sich alle zwei Monate am 1. Dienstag um 16 Uhr im Bier-
haus am Rhein, Frankenwerft 27, 50667 Köln.

Der nächste Termin:  3. Dezember

Die in Frankfurt und Umgebung ansässigen Ruheständler treffen 
sich jeden letzten Dienstag im Monat um 16 Uhr in der Weinstube 
im Römer, Römerberg 19, 60311 Frankfurt.

Der nächste Termin: 29. Oktober

Die in Berlin und Umgebung ansässigen Ruheständler treffen sich 
am 21. Oktober um 14.30 Uhr im BMI Bundeshaus, Bundesallee 
216–218, 10719 Berlin.

orientiert aufgestellt sein, 
dafür bedarf es einer nach- 
haltigen Personalpolitik. 

Verwaltungsarbeit benötigt 
Kontinuität und kein kurzzeiti-
ges, in Wahlperioden denken-
des Handeln. 

 < Leistungsfähiger Staat 
nur mit angemessener 
Ausstattung

In den Gesprächen des vbob 
geht es nicht nur allein um Per-
sonalforderungen. Dem Sach-
haushalt kommt ebenfalls eine 
große Bedeutung zu. Sei es 
bei der finanziellen Ausstat-
tung für inzwischen häufig 
dringend notwendige Bau- 
und Sanierungsmaßnahmen, 
bei der Planung und Umset-

zung von Digitalisierungspro-
jekten und der Bereitstellung 
von Mitteln für die Qualifizie-
rung der Beschäftigten für die 
Herausforderungen der Arbeit 
der Zukunft. 

Der Bürger muss Vertrauen in 
den Staat und seine Leistungs-
fähigkeit haben, und elemen-
tare Faktoren für eine leis-
tungsfähige Verwaltung sind 
eben die angemessene finanzi-
elle und personelle Ausstat-
tung der Behörden.

Die Gewerkschaft Bundesbe-
schäftigte unterstützt die An-
liegen der Fachgruppen im 
Rahmen der Haushaltsver-
handlungen. Geld ist nicht al-
les, aber ohne Geld geht nichts. 
In den letzten Wochen fanden 
daher bereits zahlreiche per-
sönliche oder telefonische Aus-
tausche statt, viele weitere 
werden noch folgen. Nähe ist 
unsere Stärke.

Der Bundesvorstand der Ge-
werkschaft Bundesbeschäftig-
te wird den Zeitraum bis zum 
14. November 2019, dem Tag 
der Bereinigungssitzung, inten-
siv nutzen, um den Dialog mit 
den Mitgliedern des Haushalts-
ausschusses fortzusetzen. Das 
Haushaltsgesetz 2020 wird vo-
raussichtlich Ende November 
endgültig verabschiedet. 
 rb

 < … Eckhardt Rehberg (MdB) wa-
ren ein erfolgreicher Einstieg.
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